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B e tgi, 1 u ß 
In der Hachlaßsache

des Amtsgerichts in Rheinberg
betreffend die Abberufung eines Testamentsvollstreckers 
und die Sicherung des Nachlasses des am 21» Januar 1935 
in verstorbenen Kommerzienrats Hubert VWKKtKD
und seiner am 19» Februar 1934 in M a J H M R H i  verstorbe­
nen Ehefrau Katharina M D & e b »  beide
zuletzt wohnhaft in

Beteiligtes
1« Diplomkaufmann Hubert Gottfried tna»M», SX m,

Antragsteller und Beschwerdeführer 
(für ‘die sofortige weitere Beschwerde),

~ vertreten 
in

durch Rechtsanwalt

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
Sitzung vom 15» Mai 1959 unter Mitwirkung des Senats- 
Präsidenten Br« Tasche und /'der Bundesrichter Br» Bücking- 
haus, Br» Augustin, Br« Piepenbrock und Br« Mattem
beschlossen

Die Sache wird an das Oberlandesgericht in Düsseldorf zurückgegeben«
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G r ü n d e  %

Die Beteiligten sind Söhne dee am 21« Januar 1935 
verstorbenen Kommerzienrats Hubert und seiner
am 19. Februar 1934 verstorbenen Ehefrau Katharina TJfllP- 
H B t g e b »  GflUHBfc» Im Testament vom 21« Juli 1934 
hatte Hubert der Alleinerbe seiner Ehefrau
war, u.a. die Testamentsvollstreckung angeordnet und 
seinen Sohn Br. Josef den Notar Br. E e^MHl
und Br. BiflUzu Testamentsvollstreckern berufen» Ben 
Testamentsvollstreckern wurde am 14» Februar 1935 ein 
Testamentsvollstreckerzeugnis erteilt» Hach dem Tode von 
Br. Josef und Br» ReÜHHP im Jahre 1946 traten
an deren Stelle als Testamentsvollstrecker die Brüder 
Br» Karl und Rail s°wie der Bankdirektor. B^^>
Bas Nachlaßgericht erteilte am 11./19» Februar 1947 ein 
entsprechend berichtigtes Testamentsvollstreckerzeugnis. 
Hachdem der Bankdirektor B^HNbenfalls verstorben war? 
ohne daß an seiner Stelle ein anderer Testamentsvoll­
strecker ernannt wurde, starben im Februar 1958 auch Br» 
MflPlund Emil Der Beteiligte Br. Karl U M M N M i
ernannte für sie zwei neue Testamentsvollstrecker»

Mit Schriftsatz vom 22. Juni 1951 hat Hubert Gott- 
fried (Beteiligter zu 1) beantragt9

n Io sämtliche nach Kommerzienrat B ^ H M f t o d e r
seiner Ehefrau oder beiden Erblassern erteil­
ten Testamentsvollstreckerzeugnisse als un- 
riohtig einzuziehen oder für kraftlos zu er­
klären«
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2« die Testamentsvollstrecker Dr. Karl und 
Emil sowie Dr« MflBMb zuberufen«

3o die Sicherung des Nachlasses in der Form an­
zuordnen, daß ein Nachlaßpfleger bestellt 
werde»

Das Amtsgericht (Nachlaßgericht) hat den Anträgen zu 
2 und 3 entsprochen, den Antrag zu 1 zurückgewieseno Auf 
die (sofortige) Beschwerde der Testamentsvollstrecker hat 
die Ferienzivilkammer,des Landgerichts in Kleve durch Be- 

• Schluß vom 4» August 1931 unter Aufhebung des angef ochte- * 
nen Beschlusses sämtliche Anträge zurückgewiesen« Auf 
die (sofortige) weitere Beschwerde des Antragstellers und 
des Beteiligten zu*. 2 hat das Oberlandesgericht in Düssel­
dorf durch Beschluß vom 23» Oktober 1932 den Beschluß 
des Landgerichts aufgehoben und die Sache zur erneuten 
Entscheidung an das Besohwerdegericht zurückverwiesen 
mit der Begründung, das Landgericht sei nicht vorschrifts­
mäßig besetzt gewesen, weil nach der Entscheidung des Bun­
desgerichtshofs vom 27• Mai 1952 (BGHZ 6, 193) Ferien­
zivilkammern zur Bearbeitung von ‘Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zuständig seien» Durch 
Beschluß vom 15« August'1958 hat über die (sofortige) Be­
schwerde wiederum die Ferienzivilkammer des Landgerichts 
entschieden, die sich hierzu mit Rücksicht auf die neue, 
den bisherigen Standpunkt aufgebende Entscheidung des Bun­
desgerichtshofs vom 10* Februar 1953 (BGHZ 9, 30) für be­
fugt gehalten hat« Das Landgericht hat den Beschluß des 
Amtsgerichts insoweit aufgehoben, als der Testamentsvoll­
strecker Dr. Karl entlassen, eine Sicherung des
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Nachlasses und eine Nachlaßpflegechaft angeordnet ist, 
und die dahingehenden Anträge zurückgewiesen« Soweit 
die Entlassung der Testamentsvollstrecker Emil

und Er. M o d  beantragt war, würde das Verfahren für 
erledigt erklärt« Gegen diesen Beschluß richtet sich die 
(sofortige) weitere Beschwerde des Antragstellers, der 
seine erstinstanzlichen Anträge weiterverfolgt, soweit 
nicht durch Zeitablauf und Erledigung der Sache Ände­
rungen eingetreten sind«

Eas Oberlandesgericht in Büsseldorf möchte die 
weitere Beschwerde zurückweisen, sieht sich hieran je­
doch durch Entscheidungen des Eeichsgerichts, des Kammer­
gerichts und des Bundesgerichtshofs gehindert und hat des­
halb die Sache dem Bundesgerichtshof vorgelegt«

Gegenstand der Entscheidung ist die Auslegung eines 
Bechtsgrundsatzes, der aus der Vorschrift des § 565 
Abs. 2 ZPO abgeleitet wird. Diese Vorschrift gehört zwar 
dem Verfahren der streitigen Gerichtsbarkeit an« Sie 
kommt aber ihrer rechtlichen Natur nach auch für das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Betracht, 
so daß insoweit gegen die Anwendung des § 28 Ahs« 2 PGG 
keine Bedenken bestehen«

Nach § 565 Abs« 2 ZPO hat das Berufungsgericht die 
Hechtsauffassung, die der Aufhebung seines Urteils durch * 
das Hevisionsgericht zugrunde gelegt ist, auch seiner 
Entscheidung zugrunde zu legen« Eiese Bindung des Beru­
fungsgerichts hat nach der in der Rechtsprechung und von 
dem überwiegenden Teil des Schrifttums vertretenen Ansicht



zur Folge, daß auch das Revisionsgericht an die sei­
nem früheren Urteil zugrunde liegende Rechtsauffassung 
gebunden ist, wenn die Sache erneut in die Revisions- 
Instanz gelangt (vgl. RGZ 149, 158, 165; BGHZ 3, 321,
325$ IM BGB §. 675 Nr. 3; BVerfG NJW 1954, 1153 sowie das 
in BGHZ 25, 200, 204 und von Schröder in der Festschrift 
für Nikisch S» 205 ff« angeführte Schrifttum; a.A* Better 
mann, NJW 1955, 262 und BVB1 1955, 21, 22). Im Gesetz 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit ist eine dem $ 565 Abs. 2 ZPO entsprechende Vor­
schrift nicht enthalten« Es ist jedoch anerkannt, daß die 
für das Verfahren der streitigen Gerichtsbarkeit gelten­
den Grundsätze über die Bindung des Berufungs- und Re­
visionsgerichts auch im Verfahren der freiwilligen Ge­
richt sharkeit sinngemäß anzuwenden sind (vgl. RGZ 124, 
322, 324; BGHZ 15, 122, 124; Beschluß des Senats als, 
Senats für Landwirtschaftssachen vom 20. Februar 1951,
V BLw 61/49, Rdli 1951, 139 Hr. 23 = IM Hr. 2 zu IVO § 23?%
BVerfG aaO). Hiernach ist das Gericht der weiteren Be­
schwerde an die seinem Aufhebungsbeschluß zugrunde lie­
gende Rechtsauffassung gebunden, wenn die erneute Ent­
scheidung des Beschwerdegerichts wiederum mit der wei­
teren Beschwerde angefochten wird. Dies erkennt auch das 
vorlegende Oberlandesgericht an« Es geht bei seiner Be­
urteilung von dem Bindungsgrundsatz aus und will hiervon 
auch nicht abweichen. Bas Oberlandesgericht ist vielmehr 
der Ansicht, daß nach Lage des Falles eine Bindung nicht 
bestehe; es meint jedoch, daß diese Auffassung von den 
Entscheidungen anderer Gerichte abweiche.



Bei der Prüfung der Frage» ob eine Abweichung im 
Sinne des § 28 Abs. 2 FGG vorliegt, brauchen die vom Ober­
landesgericht angeführten Urteile des Reichsgerichts vom 
9o April 1906 (JW 190,6, 361 Nr* 24), vom 22» April 1932 
(RGZ 136, 206), vom 20, Dezember 1932 (BRR 1933 Nr. 1539) 
und des Bundesgerichtshofs vom 6. November 1951 (BGH2 3» 
321) nicht näher behandelt zu werden, weil diese Entschei­
dungen Fragen des Prozeßrechts zum Gegenstand haben, die 
sich ersichtlich auf das Gebiet der streitigen Gerichts­
barkeit beschränken, (vgl. Kexdel FGG 7» Aufl. § 28 
Bern. 3 d ^ S .  434/435 und Schlegelberger FGG 7« Aufl.
§ 28 Bern. 9 sowie die dort angeführte Rechtsprechung).
Es kommen deshalb für die Beurteilung lediglich in Be­
tracht die Beschlüsse des Kammergerichts vom 13« Juli 
1939 »(JFG 20, -203), des Reichsgerichts vom 13. Mai 1929 
(RGZ 124» 322) sowie des Bundesgerichtshofs vom 8. Juli 
1954 (IM FGG § 28 Nr. H) und 28. Oktober 1954 (BGHZ 15, 
122).

Im dem vom Reichsgericht entschiedenen Fall hatte .. 
das Amtsgericht auf Antrag des Jugendamts gemäß § 63 
Abs. 1 Nr. 1 JWG die Fürsorgeerziehung mehrerer Minder­
jähriger angeordnet. Die sofortige Beschwerde der Mutter 
hatte nur teilweise Erfolg. Auf die sofortige, weitere 
Beschwerde der Mutter und des Jugendamts hob das Kammer­
gericht den Beschluß des Landgerichts auf und verwies die 
Sache zur anderweitigen Erörterung und Entscheidung an 
die Vorinstanz zurück, weil die Frage der Hilfsbedürftig­
keit der Kinder (§ 55 JWG) nicht geprüft worden sei. Nun­
mehr hob das Landgericht unter Beachtung der Rechtsauf­
fassung des Kammergerichts die amtsgerichtliche Entschei-

♦
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dung völlig auf und wies♦ den Antrag auf Anordnung der 
Fürsorgeerziehung zurück» Das Kammergericht wollte die 
sofortige weitere Beschwerde des Jugendamts zurückwei­
sen, glaubte jedoch, hieran durch Entscheidungen eines 
anderen Oberlandesgerichts gehindert zu sein« Das Reichs­
gericht hat die Voraussetzungen für eine Vorlegung der 
Sache nicht für gegeben erachtet, weil ein Oberlandes­
gericht an die seinem Äufhebungsbeschluß zugrunde ge­
legte Rechtsauffassung gebunden sei, wenn die neue Ent­
scheidung des Beschwerdegerichts wiederum mit.der weite­
ren Beschwerde angefochten werde. Das Reichsgericht führt 
dazu weiter aus, nach dem auch für das Verfahren der frei­
willigen Gerichtsbarkeit geltenden Grundsatz des § 565 
Abs. 2 ZPO sei auch das Gericht* der weiteren Beschwerde 
an seine maßgeblich ausgesprochene Recht sauf f as sung so­
lange gebunden, als das für die Vorinstanzen zutreffe, 
solange also eine dem Rechtsmittelverfahren zugrunde 
liegende und durch die Entscheidung des Gerichts der wei­
teren Beschwerde beeinflußte Verfügung eiher Vorinstanz 
in Frage stehe« Es erscheine schwer erträglich, wenn in 
einem Rechtsmittelverfahren, das eine und dieselbe An­
ordnung zum Gegenstand habe, von der höchsten Instanz 
bald so bald anders entschieden werden könnte.

Die Entscheidung des Kammergerichts betrifft einen 
Fall, in dem das Nachl&ßgericht die Erteilung eines Erb- - 
Scheins abgelehnt hatte und auf Beschwerde durch das 
Landgericht auf Grund der Äuslegungsregel des § 2087 
Abs« 2 BGB angewiesen worden war, von seinen Bedenken 
Abstand zu nehmen. Die erneute Zurückweisung des Antrages



/

-  8 -

wurde vom Landgericht bestätigt , Das Kammergericht hat 
die weitere Beschwerde für begründet erachtet und ausge­
sprochen , daß, wenn das Hachlaßgericht einen Erbschein­
antrag abgelehnt habe und auf Beschwerde durch das Land­
gericht zur Erteilung des Erbscheins angewiesen worden sei» 
auch das Landgericht im erneuten Beschwerdeverfahren an 
seine dem Aufhebungsbeschluß zugrunde liegende Rechtsauf­
fassung gebunden sei« Eine Ausnahme bestehe nur dann, 
wenn sich der der Entscheidung zugrunde liegende Sachver­
halt oder das anzuwendende Recht nachträglich in einem 
maßgeblichen Punkt geändert habe»

In dem der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
8« Juli 1954 zugrunde liegenden Pall handelte es sich dar­
um, ob eine letztwillige Verfügung nach Ablauf der in den 
Rückerstattungsvorschriften bestimmten Frist noch gemäß 
§ 2078 Abs. 2 BOB angefochten werden kann. Bas Kammerge­
richt hatte diese Frage in Obereinstimmung mit der Auf­
fassung der Vorinstanzen bejaht, die Sache aber zur wei­
teren Beweisaufnahme an das Landgericht zurückverwiesen.
Als gegen die erneute Entscheidung des Landgerichts wie­
derum weitere Beschwerde eingelegt wurde» hat das Kammer- . 
gericht mit Rücksicht auf aie inzwischen ergangene Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs vom 8. Oktober 1955 
(BGHZ 10, 340) diesem die Sache vorgelegt. Der Bundes­
gerichtshof hat eine Vorlegungspflicht verneint, weil das 
Kammergericht an die in seinem Aufhebungsbeschluß vertre­
tene Rechtsansicht gebunden bleibe« Eine etwaige Abwei­
chung von der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
8. Oktober 1955 sei unvermeidlich und nicht, wie es § 28 
Abs. 2 FGrGr voraussetze, vom Willen des Kammergerichts ab­
hängig.
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. Ber Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 28« Oktober 
1954 betrifft die Regelung des Sorgerechts für ein Kind 
aus einer geschiedenen Ehe« Bas Amtsgericht hatte zunächst 
seine örtliche Zuständigkeit verneint, das Landgericht 
jedoch auf Beschwerde der Mutter des Kindes die Zuständig­
keit bejaht und die Sache an das Amtsgericht zurückverwie­
sen» das daraufhin sachlich entschieden hat, Biese Ent­
scheidung wurde auf die Beschwerde des Vaters des Kindes 
vom Landgericht agOgeho&en Auf weitere Beschwerde hat das 
Kammergericht die Sache dem Bundesgerichtshof vorgelegt, 
weil es der Ansicht war, daß es bei Bejahung der*örtlichen 
Zuständigkeit des Amtsgerichts von einer Entscheidung des 
Bayerischen Obersten Landesgerichts abweichen würde« Ber 
Bundesgerichtshof hat eine sachliche Entscheidung abgelehnt 
mit der Begründung, daß, nachdem keiner der Beteiligten 
gegen den zurückverweisenden Beschluß des Landgerichts ein 
Rechtsmittel eingelegt habe, in dem weiteren Verfahren 
nicht nur das Amtsgericht und das Landgericht, sondern auch 
das Oberlandesgericht an die dem zurückverweisenden Beschluß 
des Landgerichts zugrunde liegende Rechtsauffassung gebun­
den sei«

Sämtliche angeführten Entscheidungen behandeln die 
Erage, ob im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ein Landgericht (Oberlandesgericht), das auf Beschwerde 
(weitere Beschwerde) die Sache an die Vorinstanz zurück­
verwiesen hatte, an die seiner Entscheidung zugrunde ge­
legte Rechtsauffassung gebunden ist, wenn die neue Ent- \ 
Scheidung der Vorinstanz wiederum angefochten wird« Bie 
rechtliche Beurteilung betrifft in den drei ersten Bällen 
materielles Recht* im letzteren Ball die Örtliche Zu—
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ständigkeit des Gerichts, während es sich im gegenwärti­
gen Verfahren um die ordnungsmäßige Besetzung des Gerichts 
handelte

Das vorlegende Oberlandesgericht glaubt, an die in 
seinem Beschluß vom 25» Oktober 1952 vertretene Rechtsauf- 
fässung, daß Ferienzivilkammern zur Bearbeitung von Ange­
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zu­
ständig seien, bei der Entscheidung über die erneute wei­
tere Beschwerde nicht gebunden zu sein« Es begründet diese 
Auffassung, wie folgts Der Bindungsgrundsatz finde dann 
keine Anwendung, wenn im konrekten Fall den Erwägungen, 
die im allgemeinen die Bindung rechtfertigten, keine durch­
schlagende Bedeutung zukomme» Die Besonderheit des vorlie­
genden Falles bestehe darin, daß die erste Entscheidung des 
Landgerichts nicht wegen Verletzung materiellen Rechts, 
sondern wegen einer Verletzung der Vorschriften über die 
ordnungsmäßige Besetzung des Gerichts (§. 27 FGG in Verbin­
dung mit § 551 Br« 1 ZPO) aufgehoben worden sei« Die Frage 
der nicht ordnungsmäßigen Besetzung des Gerichts habe sich 
nur auf eine bestimmte, nämlich die damals angefochtene 
Entscheidung bezogen« Irgendwelche darüber hinausgehenden. 
Wirkungen für die weitere verfahrensmäßige oder gar mate­
riell-rechtliche Behandlung der Sache habe die Entscheidung 
nicht«, Der.Gedanke, es erscheine schwer erträglich, daß in 
demselben anhängigen Verfahren von der höchsten Instanz 
bald so bald anders entschieden werden könnte (RGZ 124, 522), 
habe seine volle Bedeutung nur dann, wenn es sichjuin eine 
Reohtsauffassung zu Fragen handele , die noch für die weitere 
Prüfung und Entscheidung selbst ihre Bedeutung behielten» 
Dieser Gesichtspunkt treffe auf den vorliegenden Fall nicht 
zu«,
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Die Frage9 ob das vorlegende Oberlandesgericht bei 
der Entscheidung über die weitere Beschwerde an seine 
im Beschluß vom 25« Oktober 1952 vertretene Recht sauf- 
fassung, daß Ferienzivilkammem zur Bearbeitung von An­
gelegenheiten. der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zu­
ständig seien, gebunden ist, hängt von der Auslegung des 
Grundsatzes der Bindung des zurtickverweisenden Gerichts 
ab« Der Bundesgerichtshof kann zu dieser Frage nur dann 
Stellung nehmen, wenn die Voraussetzungen des § 28 Abs» 2 
FGG gegeben sind, wenn also die vom Oberlandesgericht in 
dem Vorlegungsbeschluiß dargelegte Rechtsauffassung von den 
angeführten Entscheidungen abweicht« Pie Aufhebung des Be­
schwerdebeschlusses vom 4* August 1951 und die Zurückver­
weisung der Sache an das Landgericht beruhte auf der Auf­
fassung, daß das Beschwerdegericht nicht ordnungsmäßig 
besetzt gewesen sei« Darüber hinausgehende Wirkungen 
sollte die Entscheidung nach der Auffassung des Oberlandes­
gerichts nicht haben« Das Oberlandesgericht hat im Vorle­
gungsbeschluß eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß es 
den in den angeführten Entscheidungen enthaltenen Grund­
satz der Bindung des zurückverweisenden Gerichts anerkennt« 
Auch von der im Beschluß des Kammergerichts vertretenen 
Ansicht, daß ausnahmsweise eine Bindung nur dann nicht be­
stehe, wenn sich der der Entscheidung zugrunde gelegte 
Sabhverhalt oder das anzuwendende Recht nachträglich in 
einem für die Rechtsauffassung maßgeblichen Funkt geändert 
habe, will das Oberlandesgericht nicht abweichen« Es will 
den beiden* vom Kammergericht bezeichnten Ausnahmen nicht 
etwa eine weitere Ausnahme hinzufügen« In Wirklichkeit stellt 
übrigens die Verneinung der Bindung in den vom Kammerge­
richt angeführten Fällen überhaupt keine Ausnahme von dem
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Grundsatz der Bindung dar» Dies ergibt sich im Falle diner 
zwischenzeitlichen Gesetzesänderung schon daraus, daß die 
Bindungswirkung auf der Rechtsansicht zu einer bestimmten 
Rechtsnorm beruht und deshalb bei einer Änderung dieser 
Rechtsnorm ohne weiteres entfällt (vgl* Schräder aaO 
So 223)• Bas Oberlandesgericht ist vielmehr der Auffassung, 
daß die Voraussetzungen, unter denen sonst eine Bindung 
des Gerichts begründet ist, im vorliegenden Fall wegen 
des ganz anders gelagerten Sachverhalts nicht gegeben 
seien« Die Ausführungen in den Entscheidungen des Kammer­
gerichts, des Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofs 
über die Bindung des Rechtsmittelgerichts an die in ei­
nem zurückverweisenden Beschluß vertretene Rechtsauf­
fassung beziehen sich auf Rechtsfragen, denen ihrer Ratur 
nach eine für das ganze Verfahren andauernde Wirkung zu­
kam« Die Anwendung des § 28 Abs. 2 FGG setzt nicht vor­
aus, daß der Sachverhalt, über den das vorlegende Ober­
landesgericht zu entscheiden hat, der gleiche ist, wie 
er den Entscheidungen der anderen Gerichte zugrunde lag«
Es genügt vielmehr, daß der gleiche Rechtsgrundsatz von 
den in Betracht kommenden Gerichten unterschiedlich auf­
gefaßt und gehandhabt wird (vgl« RGB 148, 173; BGHZ 9,
179) * Gleichwohl können verschiedenartige Tatbestände 
auch eine unterschiedliche rechtliche Beurteilung recht- 
fertigen, ohne daß darin in jedem Fall eine Abweichung im 
Sinne des § 28 Abs« 2 FGG zu erblicken wäre« Bine Vor­
legungspflicht besteht jedenfalls dann nicht, wenn die an­
dere rechtliche Beurteilung sich auf einen Sachverhalt be­
sieht, der - wie im vorliegenden Fall - von den Entschei­
dungen der anderen Gerichte völlig verschieden ist (vgl. 
BayObLGE 1951, 377, 383; OIG Hamm VersR 1952, 394 Wr«477).
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Die Frage, ob das Rechtsmit teiger icht an die Rechts­
auffassung, mit der es die nicht ordnungsmäßige Besetzung 
des Beschwerdegerichts begründet hat, auch bei der Ent­
scheidung über eine erneute weitere Beschwerde gebun­
den ist, soweit es sich um die Besetzung des Gerichts 
handelt, das die neue Beschwerdeentscheidung erlassen 
hat, wird in den von dem Oberlandesgericht angeführten 
Entscheidungen nicht behandelt» Wie diese Frage zu be­
antworten ist, insbesondere ob etwa, wie das Bundesver­
waltungsgericht (MDR 1958, 541 = HJW 1958, 1841 *=
JZ 1959, 220 mit ablehnender Anmerkung von Schmitt) meint, 
der Bindungsgrundsatz entfällt, wenn zwischen dem ersten 
und dem zweiten Rechtsgang neue revisionsrichterliche 
Grundsätze erarbeitet worden sind, kann dahingestellt
bleiben» Jedenfalls würde das Öberlandesgericht, wenn

«

es glaubt, an die Rechtsäuffassung, mit der es die nicht 
ordnungsmäßige Besetzung des Beschwerdegerichts und da­
mit die Aufhebung der Beschwerdeentscheidung begründet 
hat, bei der Entscheidung Über die erneute weitere Be­
schwerde nicht gebunden zu sein, damit nicht von den an­
geführten Entscheidungen abweichen»

i i.



Die Sache mußte deshalb, ohne daß zu der Präge, oh 
das Oberlandesgericht an die in seinem früheren Beschluß 
vertretenen Rechtsauffassung gebunden ist, Stellung ge­
nommen werden kann, an das Oberlandesgericht zurückgegeben 
werden«

Br« fasche Br. Hückinghaus Br. Augustin

Br. Piepenbrook Br. Mattem
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